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Verkündet

am 18„Oktober 1956

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

ill.O..........DOIOOOOOOCODOOOOOOIODIIOl....0...

Beklagten und Revisionsklägers,

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 9° Senat des_Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 18.0ktober 1956

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des
-Landessozialgerichts Berlin vom 15. Oktober 1954

wird zurückgewiesen"

Der Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens Zu er—
statten„

Von Rechts wegen°
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49.5-9333-

Die am
1896 geborene Klägerin beantragte am '

21, September 1950, ihr Versorgung nach ihrem am 5. März 1944
verstorbenen Ehemann zu gewähren, weil der Tod auf eine Kopf—

verletzung zurückzuführen sei, die ihr Ehemann am 27 November
1943 bei einem Luftangriff auf Berlin erlitten habe°

-Das Versorgungsamt (VersorgA„) III Berlir hat den Antrag am

2° Oktober 1952 abgewiesen, weil der Tod des Ehemannes nicht

als Folge einer Schädigung im Sinne der @@1 des Gesetzes über

die Versorgung von Kriegs— und Militärdienstbeschädigten sowie

ihren Hinterbliebenen vom 24° Juli 1940 — KVG — (VOBl. f. Ber—

lin S, 318) und des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) angesehen

werden könne, Den Einspruch der Klägerin vom 22„Oktober 1952

hat das Landesversorgungsamt (LVersorgAe) Berlin mit Entscheiw
dung vom 14° Februar 1953 zurückgewiesen, ‘

Die Klägerin hat vor dem Versorgungsgericht Klage erhoben, die

auf das Sozialgericht (SG,) Berlin übergegangen ist, und bean—
tragt, ihr Witwenrente, hilfsweise Witwenheihilfe im Wege des

Härteausgleichs nach @89 BVG zu gewähren° Das-SG° hat in sei—

nem Urteil vom 14° Mai 1954 den Beklagte1angewiesen, über den

Antrag der Klägerin auf Gewährung einer Witwenrente im Wege
des Härteausgleichs gemäß @ 89 BVG nach erneuter Prüfung noch—

mals zu
entscheiden, im übrigen die Klage abgewiesen,

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte beim Landessozialgericht

(LSGO) Berlin Berufung eingelegt mit dem Antrag, unter Ab—

änderung des angefochtenen Urteils die Klage abzuweisen° Er

hat ausgeführt, des SG° habe mit der im Urteilstenor ausge—
sprochenen Anweisung an die Verwaltungsbehörde seine Zustän—

digkeit überschritten° Im @ 55 des Sozialgerichtsgesetzes

(SSG) seien die Möglichkeiten, in welcher Richtung das Gericht

entscheiden könne, erschöpfend aufgeführt. Dazu zähle jedoch

nicht die Anweisung, einen_Ermessensakt durchzuführen°

Das LSG° hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen mit der

Maßgabe, daß die Behörde nicht eine nochmalige‚sondern eine

erste Entscheidung zu treffen habe, und hat die Revision zu—

gelassen° Es hat nun, ausgeführt, @ 55 SGG betreffe nur Fest—
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stellungsklegen° Bei Anfechtungs— und Vornahmeklagen könne

nach 5 54 SGGdie Verurteilung zumErlaß eines rechtswidrig
abgelehnten oder unterlassenen Verwaltungsakts begehrt wer—
den° Ermessensfehler seien rechtswidrig° Danach könnten die

Sozialgerichte die Behörden zum Erlaß eines das Ermessen

riöhtig anwendenden Verwaltungsakts verurteilen° Das SG°

habe mit Recht einen Ermessensfehler festgestellt, da das

LVersorgA° von der Weitergabe des Antrags nach 5 89 BVG

mit der Begründung abgesehen habe, daß die Voraussetzungen

für die Gewährung einer Beihilfe nach $ 48 BVG nicht gege—

ben seieno Diese Erwägungen des LVersorgA° seien fehlge—

gangen, da 5 89 BVG gerade für diejenigen Fälle geschaffen
sei, bei denen auf Grund der sonstigen Vorschriften des

BVG weder ein Rechts— noch ein Kann—Anspruch gegeben sei°

Die Behörde habe aber durch ihren Antrag in der mündlichen

Verhandlung auf Klageabweisung auch hinsichtlich des Hilfs—

antrags keinen ablehnenden Verwaltungsakt erlassen‚sondern

eine rein verfahrensrechtliche Handlung im Sinne des 5 112

Abs° 2 SGG vorgenommen. Deshalb treffe die Annahme des Vor-
dérrichters, die Behörde habe den Antrag auf Härteausgleich

in der mündlichen Verhandlung abgelehnt, nicht zu, und der

Ausspruch auf nochmalige Bescheiderteilung sei richtig zu
stellen gewesen, Die Frist von sechs Monaten nach 5 88 SGG

für die Vornahmeklage habe nicht mit dem Inkrafttreten des

SGS, sondern mit dem Bekanntwerden dcs Antrags bei der Ver-

waltungsbehörde zu laufen begonnen° Sie sei abgelaufen° Der

Vorderrichter hätte in der mündlichen Verhandlung die Klage

als Vornahmeklage werten müssen, Er habe dies dadurch ge——
tan, daß er die Behörde im Urteil verpflichtet habe, tä—

tig zu werden„ Der Klage stehe nicht entgegen‚daß für die

Bewilligung eines Härteausgleichs die oberste Landesbehör—

de für Arbeit zuständig sei° Partei im Rechtsstreit sei

das Land, das sich zur Erfüllung seiner Versorgungsauf-
gaben des VersorgA„ des LVersorgA‚ und der obersten Lan—

desbehörde für Arbeit bediene‚ Die Behörden hätten, wenn
sie einen Härteausgleich nicht gewähren wollten, die Mög—

lichkeit, dies der Klägerin unter erschöpfender, eine ge—
richtliche Nachprüfung ihres Ermessens gestattender Angabe
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der Gründe mitzuteilen und sie bei günstiger Beurteilung der

Sachlage davon zu verständigen, daß sie die Zustimmung des

Bundesministeriums für Arbeit eingeholt hätteno

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Revision eingelegt und

beantragt, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils der Be—
rufung gegen die Entscheidung des SG, Berlin vom 14„Mai 1954

stattzugeben° Er rügt, das SG. habe die Grenzen für das Klage—
hegehren nicht beachtet" Über-den Antrag auf Härteausgleich
hätte nicht entschieden werden dürfen. Das LSG. habe zu Un—

recht die Zulässigkeit der Entscheidung aus @ 54 SGGhergelei-
tet° Der Antrag auf Härteausgleich sei nicht vor der Einlei—

tung des Spruchverfahrens gestellt werden. Das VersorgA‚ sei

nicht zuständig zur Bescheiderteilung sondern die oberste Lan—

desbehörde° Eine Zurückverweisung an die Verwaltungsbehörde sei

*nach der Rechtsprechung des Bayerischen Landessozialgeriohts

nicht möglich° Die Klägerin beantragte Zurückweisung der Re—
ViSiOYI'0

\

Die Revision ist infolge Zulassung statthsft und in der gesetz—

lichen Form und Frist eingelegt und begründet werden (5% 162,

164 SGG)" Sie konnte jedoch keinen Erfolg haben„

Nachdem die Versagung von Witwenrente dadurch rechtskräftig

geworden ist, daß die Klägerin gegen das Urteil des SG. keine

Berufung'eingelegt hat, hatte das LSG. nur noch über die Un—

tätigkeitsklage wegen des Antrags nach 5 89 BVG zu entscheiden°

Zu Unrecht rügt der Beklagte, die oberste landesbehörde sei '
verpflichtet, einen solchen Antrag zu prüfen und zu beschei-

den° Offenbar will er damit geltend machen, nicht das Versor—
'gungsamt; sondern die oberste Lahdesbehörde sei die richtige
Beklagte, Diese Ausführungen gehen_fehl. Das LSG. ist in der

angefochtenen Entscheidung hierauf mit zutreffenden Darlegungen

eingegangen° Die Klage auf Verurteilung zum Erlaß eines unter-

lassenen Verwaltungsakts richtet sich gemäß 55 69, 70, 71 SGG

gegen das Land als juristische Person des öffentlichen Rechts,

nicht gegen das VersorgA. oder das LVersorgAo als Verwaltungs—

behördeb Die Kriegsopferversorgung wird vom Land Berlin ausge—
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führt° Das Land bedient sich hierzu verschiedener Dienst—

stellen, nämlich des Senators für Sozialwesen, des LVer—

sorgA° und der Versorgungsämter° Eine Verurteilung zum

Erlaß eines Verwaltungsakts richtet sich deshalb immer ge—

gen das beklagte Land als solches, aber nicht gegen bestimm—

te Dienststellen des landes° Welche Dienststelle ein Urteil

ausführt und den Verwaltungsakt nach den in Frage kommenden

gesetzlichen Vorschriften zu
erlassen hat, ist für die Ver—

urteilung des Landes unerheblich°

Das LSG° hat den Beklagten zu Recht verurteilt, den Antrag

auf Gewährung eines Härteausgleichs zu bescheiden, obwohl

er erstmalig in der Klageschrift gestellt war„ Der Antrag

in der Klagesohrift hat doppelte Bedeutung° Er ist Prozeß—

handlung und zielt auf einen bestimmten gerichtlichen Aus—

spruch ab° Gleichzeitig aber ist er ein Antrag auf Leistungs—

gewährung nach dem Versorgungsgesetz und richtet sich an
die Amtsstellen der Versorgungsverw.vail.tung‚° Die Vorschrif—

ten uber die Antragstellung waren in 5 36 KVG enthalten und

in 5 54 der Ersten Durchführungsverordnung vom 12„Dezem—

ber 1950 (V031„ f„ Berlin S„ 570) näher erläutert, % 56 wur—
de durch Art° 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Versorgung der
opfer des Krieges vom12„ April 1951 (GVBi‚ fg Berlin 5.317)
bis zum Erlaß des Gesetzes über das Verfahren der Kriegs—

opferversorgung vom 2° Mai 1955, in Berlin übernommen mit

Gesetz vom 6° Mai 1955 (GVB1° f. Berlin S. 524),aufreohter—

halten° Danach.war der Antrag schriftlich oder mündlich

beim zuständigen Bezirksamt, Abteilung Sozialwesen, zu stel—
len, das ihn an die für die Versorgung der Kriegsopfer zu—
ständigen Versorgungsbehörden weiterleitete° Dies sind nach

5.1 des Gesetzes über die Errichtung der Verwaltungsbehör—

den der Kriegsopferversorgung vom 12. März 1951, in Berlin.

eingeführt mit Gesetz vom 25„ November 1951 (GVBl. f. Ber—
lin 8° 1151), die Versorgungsämter und Landesversorgungs—

ämter, die laut Beschluß des Senats von Berlin vom 18.Fe— '
bruar 1952 ab 1° Januar 1952 in Berlin errichtet wurden.

Das LVersorgA° Berlin erhielt den Antrag der Klägerin auf

Gewährung von Härteausgleich, als ihm die Klageschrift‚die

vom Versorgungsgericht am 14„März 1955 ebgesandt wurde‚zu—

„ 5 „
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 6 _

ging; Da das beklagte Land die Kriegsopferversorgung nach
dem BVG durch die oben aufgeführten besonderen Dienststellen

durchführt, ist der Antrag bei der Durchführungsbehörde der

Kriegsopferversorgung eingegangen°

Die Vorinstanzen sind also zutreffend von der wirksamen Stel—

lung eines Antrags nach 5 89 BVG ausgegangen° '

Es kann unerörtert bleiben, ob zur Zeit der Entscheidung des

SG° sämtliche Frozeßvoraussetzungen für die Verurteilung zur
Bescheiderteilung vorlegen° Jedenfalls bestehen gegen das

Urteil des LSG. insoweit keine Bedenken° Nach 5 40 KVG, Art. 4

Abs„ 2 des Gesetzes vom l2g April 1951 und seit dem 1. April

1955 nach 55 22 ff. des Gesetzes über das Verweltungsverfahren

der Kriegsopferversorgung vom 2" Mai 1955 hat die Durchführungs—

behörde auf jeden Antrag einen schriftlichen Bescheid zu er—

teilen, der in tatsächlicher und rechtlicher Beziehung zu be—

gründen ist. Es das Versorng über die Gewährung eines Härteé

ausgleichs nach 5 89 BVG nicht selbst entscheiden kann, war

es auf Grund seiner Unterstellung unter das LVersorgA° und

den Senator für Sozialwesen nach dem Aufbau der Verwaltung
_der Kriegsopferversorgung verpflichtet, den Antrag dem LVer-

sorgA° zuzuleiten. Dieses hatte wiederum aus den gleichen Grün—

den eine Entscheidung des Senators für Sozialwesen herbeizu—
führen bzw° der Klägerin einen begründeten Bescheid zu ertei—

len, wenn es die Gewährung des Härteausgleichs durch den Se—

nator für Sozialwesen aus grundsätzlichen Erwägungen für un—

möglich hielt, weil nach % 89 BVG ein Ausgleich im Rahmen der
Kriegsfolgelästen (Art° 120 GG) nur gewährt werden kann‚wenn

sich eine besondere Härte aus den Vorschriften des BVG und

nicht aus anderen Gründen ergibt°

Ein Bescheid ist — wie das LSG. zutreffend entschieden und der

Beklagte nicht gerügt hat — bisher nicht erteilt worden. Auch

die Frist von sechs Monaten nach 5 88 SGG war zur Zeit der

Entscheidung des LSG, verstrichen° Ferner ist es rechtswidrig,

daß kein Bescheid erteilt worden ist, weil nach 5 40 KVG,
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Art° 4 Abs„ 2 des Gesetzes vom 12° April 1951 die Ver—

sorgungsbehörde grundsätzlich verpflichtet war, einen

schriftlichen, begründeten Bescheid zu erteilen° Eine sol—

che Verpflichtung bestand auch dann, wenn eine Leistung,

auf die kein Rechtsanspruch besteht, sondern die in das Er—

messen der Behörde gestellt ist, begehrt wird„ Dies ist

aus @ 40 Abs, 6 KVG, @ 62 Abso 1 Buchstabe a der Ersten

Durchführungsverordnung vom 13‚ Dezember 1950 (VOBl° für

Berlins° 570) und 5 23 des Verfehrensgesetzes vom 2° Mai

1955 zu entnehmen° Zur Zeit der Entscheidung des LSG° be—

stand auch kein zureichender Grund für die Unterlassung

der Bescheideerteilung, weil die Verengung der Witwenren—

te als Voraussetzung für die Gewährung eines Härteaus—

gleiche rechtskräftig feststsnd°

Schließlich rügt der Beklagte zu Unrecht, die Vorinstan—

zen hätten eine unzulässige Zurückverweisung an die Ver—

Waltungsbehörde ausgesprochen° Es handelt sich um eine so—

genannte Untätigkeitsklage, durch die die Behörde ver—
pflichtet werden.soll, tätig zu werden„ Dies haben die

Vorinstanzen im Urteilsspruch festgesetzt, Wenn das SG°

am SChluß der Gründe ausführt, die Entscheidung des Be—

klagten habe aufgehoben und die Angelegenheit zur erneu—

ten Entscheidung an den Beklagten zurückverwiesen werden

müssen, so bedeutet dies keine Zurückverweisung im techni—

schen Sinne° Eine solche Zurückverweisung wäre allerdings

nach der Rechtsprechung des'Bundessozialgerichts (BSG. 2

S0 94) unzulässig° Vielmehr hat das SG° mit diesen Aus—
führungen, wie sich aus der Urteilsformel ergibt,nur ausge—
drückt, daß die Verwaltungsbehörde sich mit dem Antrag der

Klägerin auf Gewährung eines Härteausgleichs zu befassen

und über ihn zu entscheiden hat° Der Urteilsausspruch des

SG„ wird durch eine derartige Wortfassung in den Gründen

nicht berührt, so daß für das Lsc‚ kein Anlaß bestand, das
Urteil des SG° insoweit richtigzustellen°
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Da das L55„ also den Beklagten zu Recht zur Besoheiderteilung

über den Antrag auf Gewährung eines Härteausgleichs verurteilt

hat, war die Revision unbegründet und, wie geschehen, zu—

rüekzuweieen°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 sec;°
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